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I Quartierplanreglemer 

1. Geltungsbereich 

URSPRONGUCHES ｒ ｅ ｇ ｬ ｅ ｾ Ｑ ｅ ｎ ｬ l
DARF NICHT Nß,CHGEFIJI-l}H WERDEN 

2. Art und Mass der Nutzung 

3. Lage und Grösse der Bauten 

4. Erschliessung und Versorgung 

5. Parkierungs-und Zivilschutz-
anlagen 

6. Gestaltung der Bauten 

7. Gestaltung der Freiflächen 

8. Schutz des Baumbestandes 

9. Realisierung und Etappen 

10. Genehmigungs-Voraussetzungen 

11. Schlussbestimmungen 

12. BeschlUsse 

13. Beilage: Richtlinien der 
Orts-, Regional- und Landes-
planung, Blatt 514'420 

II Quartierplan 

Teilplan 1, Nutzung, Baulinien, Baube-
grenzungslinien, Baumschutz. 
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Teilplan 2, Landumlegung, Landabtretungen, 
Strassenlinien. 

Teilplan 3, Schematische Gebäudeprofile, 
Längsprofil Aussichtsschutzzone. 

III Anhang 

1. Erläuterungen 
2. Mögliche Bebauung Situation 
3. Mögliche Bebauung Profile 
4. Mögliche Bebauung Modell 
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Die Ausnützungsziffer . 

1. DelinlUon der AusnUtzungszllfer 

Oie Ausnützungszi"er (a) Isl die Verhältnlnahl zwischen 
der anrechcnbaren Bruuogeschossltäche der Gebäude 
und der anrechenbaren landlläche. 

Ausnütrungszilfer • = anrechenbare Brvuogeschossniche 
anrechenbare landtläche 

1.1. Ermllllung der anrechenbaren BruuogeschosslUlche 
Afs anrechenbare BruUogeschossltäche gitl die Summe 
alter ober- und unterirdischen Geschossltächen ein-
schllesslich der Mauer- und Wandquerschnllte. 

,.ervon werden nlchl angerechnel: 
1IIII!ft'Ie dem Wohnen und dem Gewerbe nlchl rtienenden 

oder hierfür nlchl verwendbaren Flächen wie z. B. zu 
Wohnungen gehörende Keller-, Eslrlch- und Trocken-
rAume sowie WaSChküchen: Heiz-, Kohlen- unll • '.nk-
räume; Maschinenräume Iilr lll1-, Venhlallons- und 
Kllmaanfagen; Gemolnschalts-Bastelräume In Mehr-
familienhäusern; nlchl gewerblichen Zwecken dienende 
Elnstellrlume lür Motorfahrzeuge, Velos, Kinderwagen 
usw.: Korridore, Treppen und lilie, die ausschllesslich 
nlchl anrechenbare Räume erschliessen: ollene Erd-
geschosshatten: überdeckte ollene Dachterrassen: 
ollene eIn- und vorsprlng'ende Balkone, sofern sie nicht 
als laubengänge dienen. 

1.2. Ermlltlung der anrechenbaren landlläche 
Oie anrechenbare landlläche ist die FlAche der. von der 
Baueingabe erlassten, baulich noch nlchl ausgenützten 
Grundstücke oder Grundslücktelle der Bauzone. 

Hiervon werden nicht angerechnet: 
die lür die Erschliessung notwendige Fahrbahn-, Zu-
lahrls- und Trollolrlläche: projekllerte Verkehrsanlagen. 
für deren Festlegung das gesetzlich vorgesehene Ver-
fahren elngeteitet oder durchgeführt IsI: Grünzone bzw. 
Freihanezone, sofern sie in einem Zonen- oder Quartier-
plan als solche lestgetegt ist sowie Watd und Gewässer. 

2. Bemerkungen zur DeltnlUon 

ｾ ｉ ･ e vorliegende Delinition will die Ausnützungsziller 
einer seils als vergleichendes Planungsmass, anderseits 
als gesetzliChe Formulierung vereinheiUlchen. Wen die 
Oelinillon der AusnülZungszitler kurz und für einen Ge· 
setzestext verwendbar sein muss, kann sie nicht so um-
la'ssend delinierl werden, dass keine Auslegungspro-
bleme mehr enlslehen. 
Es soll nur aus zwingenden Gründen von dieser Defini-
tion abgewichen werden. 

3. Die FunkUon und Anwendung der Au,nOtlungul:ler 

Oie folgenden Ausführungen belassen sich mit der An-
wendung der Ausnützungszitler In Wohnzonen. 

3.1. Oie Ausnützungszi"er erlil'" lediglich eine HilIs-
Iunktion. Daneben bedarf es nach wie vor der üblichen 

Ocnrbcilct von: 

Genehmtgt yon; 
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baurechtlichen Millel. Oie Ausnülzungsziffer kann des· 
halb nlchl an,tette von Abstandsbeslimmungen Irelen: 
sie darl nur kumulaliv mit diesen angewe/ldel werden. 
Demgemäss besieht kein Anspruch aul Erlüllung der 
Ausnützungsziffer. Oie maximate Ausnützungsziffer un-
terliegt den Beschränkungen von Geschosszahl und 
Grenzabständen. 

3.2. Je grösser die Parzellenfläche, desto umlang-
reichere Möglichkeiten bieten sich für lösungen von 
Bebauungen. Demgegenüber ergibl sich umgekehrt: je 
kleiner das Grundstück, desto geringer die DifferenzIe-
rungsmöglichkeilen . 

3.3. Mil der Ausnützungsziller allein lässl sich das Mass 
an unüberbaulen Grundslückllächen mit ausreichenden 
Grünanlagen nichl bestimmen, weil sie wenig über Ab-
stände, Geschosszahl und Stellung der Baukörper aus-
sagt. Oie Ausnützungsziffer bestimml lediglich die maxi-
mal zutässige Brullogeschosslläche: damll ergibl sich 
wohl Indirekt das gesamte Bauvolumen, nichl aber des-
sen Gestatt. 

3.4. Nur lür den Fussgänger benützbare Ftächen wie 
Wege, Fussgängerplätze, über die aus polizeitlcllen 
Gründen vorzusehenden Trolloirs h.inausgohenden Geh-
steigverbrellerungcn, gehören zur anrechOnbaren land-
lIäche. Dies gilt auch dann, wenn sotche Flächen von 
der Oeffentlichkell übernommon werden. 

4. DII MI" d.r AUlnUtzung 

Das Mass der Ausnützung soll so bestimml werden, 
dass bel Einhallung der übrigen Baubeschrinkungen, 
wie Abstands- und O1!schosstahtbestitTl1TlUf\98ft, ｾ ~ 8ft-
gemessener Spietraum lür die lage und Form des Ge-
bäudes Innerhalb der GrundslÜcksgrenzon gewähr-
leistet ist. 

4.1. Wirtschaftliche Gesichtspunkte 
In wirtschallticher Sichl beeinttusst das Man der Aus-
nützung die Bau- und Erschliessungskosten, den land-
preis und die öttentlichen Aufwendungen. Wenn die Aus-
nützungszitfer zu hoch festgesetzt wird. werden Mehr-
aufwendungen baulicher Arl zur Erhaltung des Wohn-
wertes notwendig. Beispietswelse muss der mangetnde 
Freiraum durch grössere Batkone und Dachgärten er-
setzl und die Parkierung vermehrt unterirdisch angeord-
net werden. Wird die Ausnützungsziller zu lief angesetzt, 
werden die Erschliessungsanlagen (wie Kanalisationen, 
Strassen usw.) meist unwirtschaflllch. 

4.2. Planerische Gesichtspunkte 
Oie Steigerung der Ausnützungsziller verminderl, wenn 
sie ein gewisses Mass überschreilet. die Freiflächen in 
den Ueberbauungen und zieht deshalb einen erhöhten 
Bedarf für solche Ftächen (Kinderspielplätze. Erholungs-
lIächen, Freizeilanlagen u. a.) ausserhalb der Ueber-
bauungen nach sich, was in der Regel zu einer erhöh-
len Belastung der Gemeinden und allenfalls des Kan-
tons führt. 
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12. BESCHLUESSE 
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Die Einwohnergemeinde Ariesheim erlässt, gestützt auf § 4 des 
Baugesetzes (BG) vom 15. Juni 1967, für das Gebiet des Gutes 
"Zum weissen Segel" QUARTIERPLANVORSCHRIFTEN, bestehend aus 

I - Quartierplanreglement 

11 - Quartierplan. 

Der Quartierplan seinerseits besteht aus den Teilplänen: 

- Nutzung, Baulinien, Baubegrenzungslinien 
und Baumschutz (Teilplan 1) 

- Landumlegung, Landabtretungen und Strassen-
linien (Teilplan 2) 

- Schematische Gebäudeprofile, Längsprofil 
Aussichtsschutzzone (Teilplan 3). 

Daneben dienen die im Anhang zusammengestellten Unterlagen ohne 
Rechtskraft (Erläuterungen, Pläne 1:500 "mögliche Bebauung" und 
Modell) als Richtlinien bei der Gestaltung. 

1. 

1.1 

1.2 

GELTUNGSBEREICH 

Die Quartierplanvorschriften gelten für das Areal innerhalb 
des QUARTIERPLANPERIMETERS, wie er im Teilplan 1 durch die 
schwarz punktierte Linie festgelegt ist. Er umfasst somit 
folgende Parzellen des Grundbuches Arlesheim: 

Nr. 565 
604 

1231 
1275 

1'288 m2 
24'368 m2 

288 m2 
6'077 m2 

32'021 m2 

Frühestens nach Ablauf von 15 Jahren nach Inkrafttreten der 
Quartierplanvorschriften müssen diese auf Verlangen des Ge-
meinderates oder des EigentUmers einer innerhalb des Peri-
meters gelegenen Parzelle auf Zweckmässigkeit Uberprüft wer-
den. 
Bei Vorliegen von wesentlich veränderten Verhältnissen kön-
nen sie von der Gemeinde im Verfahren gemäss BG § 29-34 ab-
geändert werden. Geringfügige Aenderungen vgl. Ziffer 11.1. 
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2. ART UND HASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

2.1 Die Bauten sollen vorwiegend WOHNZWECKEN dienen. Nicht 
störende Kleinbetriebe im Sinne von ZR 4/63 mit geringem 
Zubringerverkehr sind zugelassen. 

Das Areal gliedert sich in folgende Teilbereiche: 

A (SW-Hang) Freistehende Einfamilienhäuser 
oder Doppel - Einfamilienhäuser 

B (HUge lkuppe) Mehrf amil ienhä us er 

C (NO-Hang) 

o 

E 

F 

Freistehende Einfamilienhäuser 
oder Doppel - Einfamilienhäuser 

Freihaltebereich (Erholungsgebiet 
fUr Bewohner des Quartiers) 

Restfläche. Diese wird gemäss bis-
heriger Zonenzuteilung W2c genutzt, 
mit dem Inkrafttreten des Quartier-
plans aus dem Perimeter ausgeschie-
den und der Nachbarparzelle 566 zu-
geschlagen. 

Abtauschfläche. Diese wird mit dem 
Inkrafttreten des Quartierplans aus 
dem Perimeter ausgeschleaen, im Ab-
tausch gegen Parzelle 1231 (Einwohner-
gemeinde) der Nachbarparzelle 1925 
(Einwohnergemeinde) zugeschlagen und 
der Zone öW (Zone fUr öffentliche 
Werke und Anlagen) zugeordnet. 

e 

Die Bereichsabgrenzungen sind im Teilplan 1 generell fest- ｾ ~
gelegt. Sie werden vom Gemeinderat nach Vorliegen der de-
finitiven Strassenprojekte gleichzeitig mit den Strassen-
linien rechtskräftig genehmigt (vgl. Ziffer 4.1). 

2.2 Das NUTZUNGSHASS wird durch die AusnUtzungsziffer gemäss 
ORL-Richtlinien festgelegt. Die Ausnützungsziffer ist im 
Teilplan 1 und in der Tabelle "Vorschriften für die ein-
zelnen Teilbereiche" (Ziffer 2.4) fUr die Bereiche A - 0 
verbindlich festgelegt. 
Für die Berechnung der anrechenbaren Nutzfläche (Bruttoge-
schossfläche) sowie der anrechenbaren Parzellenfläche gilt 
Blatt 514'420 Ziffer 1.1 der ORL-Richtlinien (s.Ziffer 13). 
DIE ANRECHENBARE PARZELLENFLAECHE für die Berechnung der 
Nutzung entspricht entgegen Ziffer 3.4 der ORL-Richtlinien 
der effektiven Parzellenfläche 
Die AusnUtzungsziffer ist für jede einzelne Parzelle einzu-
halten. Nachträgliche Parzellierung siehe Ziffer 9.3. 

Ir 

I ,I 

I , 
l 
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11. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

11.1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplan-
vorschriften. 
Er kann bei der Realisierung geringfügige Abweichungen vom 
Quartierplan zufolge veränderter Verhältnisse und in Abwä-
gung der öffentlichen und privaten Interessen gestatten. 

11.2 Das Baubewilligungsverfahren gemäss § 22 und § 25 ff der 
VVO zum Baugesetz bleibt vorbehalten. 

11.3 Alle im Widerspruch zu den Quartierplanvorschriften stehen-
den Zonenvorschriften gelten als aufgehopen, namentlich 

Kantonale Zonenreglementnormalien 5/63 Ziffer 1, 4, 5 

- Zonenreglement Arlesheim Ziffer 8.5, 8.12. 

Die Quartierplanvorschriften treten mit der Genehmigung 
durch den Regierungsrat in Rechtskraft. 
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- Bauland-Umlegung 

- Näher- und Grenzbaurechte 

- Durchleitungsrechte 

- Geh- und Fahrrechte 

- Erstellung und Unterhalt gemeinsamer Anlagen 

- Unterhalt der geschUtzten Bäume 

9.2 BAUREIFE 
Bauten dUrfen nur auf erschlossenen Parzellen im Sinne von 
Baugesetz § 10 und 84 sowie Artikel 19 RPG (Bundesgesetz ｾ ~
Uber die Raumplanung) erstellt werden. Ausserdem mUssen die ｾ Ｌ ,
Bereichsabgrenzungen A, B, C, D, E, F definitiv vermarkt sein. 

Bei etappenweiser Bebauung kann der Gemeinderat provisori-
sche Erschliessungsanlagen oder Erstellung zu einem späteren 
Zeitpunkt bewilligen. 

9.3 NACHTRAEGLICHE PARZELLIERUNG ist nur innerhalb der einzelnen 
Bereiche A, B, C, D möglich. Die festgelegten Nutzungs- und 
Bebauungsziffern dUrfen dabei im jeweiligen Bereich nicht 
Uberschritten werden. 
Bei einer nachträglichen Parzeliierung ist eine Uebernutzung 
einzelner Parzellen möglich, sofern auf den unternutzten 
Parzellen eine Baubeschränkung zugunsten der Einwohnerge-
meinde Ariesheim ins Grundbuch eingetragen wird. 

9.4 Oie Quartierplanvorschriften sind bei allen betroffenen Par-
zellen im Grundbuch anzumerken. 

9.5 Bei Doppel-Einfamilienhäusern sind beide Häuser gleichzeitig 
zu erstellen. 

10. VORAUSSETZUNGEN FUER DIE GENEHMIGUNG DER QUARTIERPLANVOR-
SCHRIFTEN 

10.1 Die Genehmigung der vorliegenden Quartierplanvorschriften 
durch den Regierungsrat setzt voraus: 

- Oeffentliche Beurkundung und Unterzeichnung des Quartier-
plan-Vertrages durch alle GrundeigentUmer. 

- Zustimmung der Gemeindeversammlung Arlesheiffi zum vorlie-
genden Quartierplan. 

r 
! 

l 
1 

1"-
I 
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2.3 Das BEBAUUNGSMASS wird durch die Bebauungsziffer festge-
legt. 
Die Bebauungsziffer ist in Ziffer 2.4 verbindlich festge-
legt. 
FUr die Berechnung gilt Blatt 5/63 der kantonalen Zonen-
reglements-Normalien. 

2.4 VORSCHRIFTEN FUER DIE EINZELNEN TEILBEREICHE 

A B C 

ｭ ｾ ~
E F Strassen, 

Fusswege 

- Zulässige Vollgeschosszahl 2 2 2 - -
- Zulässige Wohnungszahl pro 

Baukörper 2 frei 2 - -
- Zulässige Bebauungsziffer u 

gemäss ZR 5/63 17\ 27\ 23\ - ｾ ~ ｾ ~ -
- Zulässige AusnUtzungsziffer ｾ ~ ! gemäss ORL 514 420 35\ 71\ 40\ - -
ｾ ~ Zulässige Sockelgeschosshöhe 

- - .. ... 
i 

.. 
gemäss ZR 6/63 1,5m 1,Om 1,5m - 1 -

- Zulässige Fassadenhöhe 
gemäss ZR 6/63 6,Om* 6,5m 6,Om* -

ｾ ~ r -
- Zulässige Gebäudehöhe 

gembs ZR 6/63 9,Om*11,8m 10,2m* - n ..., -
- Zulässige Gebäudelänge 30,Om 38,Om 30,Om - i i -
- Zulässige Dachform Sattel-u. walm3ächer - -
- Dachneigung 28-42° 32-38° 28-42° - -

Total 

- Landfläche ca. m2 11'396 8'243 7'725 1'316 736 288 2'317 32'021 
(vorbehältlich Vermarkung und 
definitive Vermessung) 

* Höhenbeschränkungen gemäss Ziffer 2.6 und 3.4 bleiben vorbehalten. 

2.5 Pro Baukörper sind in den Bereichen A und C maximal 2 
WOHNUNGEN (Einfamilienhausgruppe) zugelassen. ZusätzlIch 
ist der Einbau einer Kleinwohnung von maximal 40m2 Brutto-
geschossfläche je Einfamilienhaus gestattet. 

2.6 Im sUdwestlichen Teil der HUgelkuppe (Bereich A und D) be-
steht zur Zeit der Errichtung des Quartierplans ein PRIVAT-
RECHTLICHES BAUVERBOT (ca. 2'700 m2), ein weiteres Gebiet 
am HUgelfuss (ca. 3'377 m2) ist mit privatrechtlichen Höhen-
beschränkungen fUr Bauten belegt. 

2.7 In den von HOEHENBESCHRAENKUNGEN betroffenen Parzellen er-
höht sich die Bebauungsziffer auf folgende Werte: 
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Bereich A (Höhenbeschränkung 8 m) 

C (Aussichtsschutzzone) 

von 17 auf 23 , 

von 23 auf 34 , 

Die Erhöhung der Bebauungsziffer wird nur gestattet, sofern 
das im Rahmen der Höhenbeschränkung mögliche Gebäudeprofil 
voll ausgenützt wird. 

3. LAGE UND GROESSE DER BAUTEN 

3.1 Die HAUPTBAUVOLUMEN können nur innerhalb der im Teilplan 1 
verbindlich festgelegten Baulinien (absteckbar fixiert) und 
Baubegrenzungslinien (gernäss Planabgriff) realisiert werden. 

In den Bereichen A, B, C dürfen Vorbauten wie Balkone, Erker, 
Veranden, Wintergärten etc. die Baubegrenzungslinie um max. 
1,5 m überragen, sofern sie 
- einzeln nicht breiter als 3,6 m sind und 
- zusammengenommen nicht breiter als 2/5 der zugehörigen 

Fassadenlänge sind. 

Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Abstandsregelungen sowie 
die Baumschutzbestimmungen unter Ziffer 8. . 

Der Gemeinderat kann Kleinbauten auch ausserhalb der Baube-
grenzungslinien gestatten. Für die Definition der Kleinbauten 
und das Verfahren ist § 23 Absatz 2 VVO zum Baugesetz mass-
gebend. 

3.2 UNTERIRDISCHE BAUTEN können auf privaten Grundstücken ausser-
halb dieser bebaubaren Bereiche erstellt werden, sofern sie 
das gewachsene Terrain inkl. Humusierung nicht mehr als 0,8 m 
überragen. 
Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Abstandsregelungen ｳ ｯ ｷ ｩ ･ ｾ Ｑ 1
die Baumschutzbestimmungen gemäss Ziffer 8. ... 

3.3 GEBAEUDELAENGEN, FASSADEN-, FIRST- UND SOCKELGESCHOSSHOEHEN 
sind in der Tabelle Ziffer 2.4 festgelegt. 
Die Fassadenhöhe darf bei Dachaufbauten, Dachausschnitten 
und Fassadenrücksprüngen im Rahmen von Ziffer 6.2 überschrit-
ten werden. 

3.4 AUSSICHTSSCHUTZZONE 
Das Quartierplangebiet wird von der Aussichtsschutzzone B 
(Dom) gemäss Zonenreglement Ariesheim Ziffer 7.4 berührt. 

In Präzisierung zum Zonenplan 1/2000 wird die Aussichts-
schutzzone im Teilplan 1 durch seitliche Begrenzungslinien 
definitiv festgelegt. 
Zwischen den Begrenzungslinien darf kein Teil eines Gebäudes 
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7.2 Für Bereich B ist im Baubewilligungsverfahren mit jedem 
Baugesueh ein GESTALTUNGS PLAN DER FREIFLAECHEN zur Geneh-
migung einzureichen. 

7.3 Der OEFFENTLICHE FUSSWEG im Bereich B ist in Koordination 
mit der Bebauung zu gestalten. 

7.4 EINFRIEDIGUNGEN sind mit folgenden Einschränkungen zulässig: 

- Massive Einfriedigungen und Sichtschutzwände bis zur Höhe 
von 2,0 m ab fertigem Terrain (z.B. Mauern, Palisaden) 
mit Ausnahme von terrainbedingten Stützmauern dürfen max. 
6,0 m über die Gebäudeflucht vorragen, unter Vorbehalt der 
Baumschutzbestimmungen. Darüber hinaus sind im Bereich B 
keine weiteren, in den Bereichen A und C nur Drahtgitter-
zäune bis 1,20 m Höhe zulässig. 

- Die Einfriedigungen im Bereich B sowie auf den zusammen-
gehörigen Parzellen eines Doppelhauses sind einheitlich 
zu gestalten. 

- Die Einfriedigungen sind zu begrünen. 

7.5 CONTAINERSTANDPLAETZE im Bereich B sind unauffällig in Ge-
bäude- und/oder Umgebungsgestaltung einzubeziehen. 

8. SCHUTZ DES BAUMBESTANDES 

8.1 Für den bei Errichtung des Quartierplans vorhandenen Baum-
bestand wird bestimmt: 
- Schützenswerte Bäume sind im Teilplan 1 festgehalten. Sie 

dürfen nur gefällt werden, wenn ihr Gesundheitszustand 
dies erfordert (Haftpflicht). Das Fällen ist bewilligungs-

. pflichtig. Die Bewilligung erteilt der Gemeinderat. 

- Der Gemeinderat kann für geschützte Bäume, die gefällt 
werden müssen Ersatzpflanzungen verlangen. 

9. REALISIERUNG UND ETAPPEN DER QUARTIERPLAN-UEBERBAUUNG 

9.1 Für die REALISIERUNG der Quartierplanüberbauung haben die 
Grundeigentümer auf der Basis von privatrecht lichen Verein-
barungen insbesondere zu regeln: 
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Die Hauptfirstrichtungen für die Bereiche Bund C sind im 
Nutzungs- und Baulinienplan festgelegt. Abweichungen von 
± 5° AT sind gestattet. 

Für die Dachhaut sind in den Bereichen Bund C nur Ziegel, 
im Bereich A auch andere, dunkle Materialien gestattet. 

6.3 FASSADENMATERIALIEN und -FARBEN 

IN DEN BEREICHEN A, B, C 

Die Fassadenflächen sind in diskreten Farben zu halten (Be-
reich weiss-beige-grau-erdig-pastell) • ｾ ~

Einzelne Bauteile wie Fensterrahmen, -läden, Rolladen, Türen, 1 
Geländer, Gesimse dürfen in bunten Farben gehalten werden. 

Die Verwendung von Sichtbeton, gestocktem SichtbetoR, Wasch-
beton, vorfabrizierten Beton- und Kunststeinelementen, Me-
tall, ist auf konstruktiv bedingte Einzelbauteile wie Stützen, 
Stürze, Fensterbänke zu beschränken. 

IM BEREICH B ZUSAETZLICH 

Die Häuser innerhalb Bereich B sind als architektonische Ein-
heit zu gestalten und in ｾ ~ Zug zu erstellen. 

Die Fassaden sind in einer verputzten Bauweise, Sichtback-
stein oder Holz zu erstellen. 

Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens hat die Gemeinde ein 
Mitspracherecht bei Gestaltung, Material- und Farbwahl. 

6.4 Die SOCKELGESCHOSSE sind im Sinne der Gebäudefassaden zu in-
tegrieren. Sie sollen sich insbesondere dort, wo sie voll 
oder zum überwiegenden Teil sichtbar werden, nicht architek-
tonisch.von der rechtlichen Fassade absetzen. 

6.5 AUSNAHMEN ｾ ~
Bei ästhetisch befriedigender Gestaltung kann der Gemeinderat " 
für untergeordnete Bauteile wie Anbauten, Erker, Dachaufbau-
ten und Terrassen Ausnahmen von den Vorschriften gemäss 
Ziffer 6.1 - 6.4 gestatten, soweit sie nicht den allgemeinen 
Zielsetzungen* des Quartierplans zuwiderlaufen. 

* Vgl. Anhang 111/1 

7. GESTALTUNG DER FREIFLAECHEN 

7.1 Im Bereich B oder diesem zugeordnet in Bereich D sind KINDER-
SPIELPLAETZE gemäss Zonenreglement Ariesheim Ziffer 8.8 zu 
erstellen. 
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oder irgend einer Einrichtung mit Ausnahme von technisch 
bedingten minimalen Aufbauten im Sinn von § 17 BpV (Bau-
polizeivorschriften zum Baugesetz) die Höhe von 355,6 m 
ü.M. übersteigen. Diese Regelung gilt auch für Bäume, 
Sträucher und Pflanzen. Der Gemeinderat kann einzelne höher 
wachsende Bäume, auf Zusehen hin gestatten, jederzeit aber 
deren Beseitigung verlangen. 

3.5 Für die Bestimmung der HOEHENLAGE DER GEBAEUDE, Erschlies-
sungs- und Umgebungsarbeiten sind die Höhen des Gemeinde-
nivellements massgebend. Der Fixpunkt ist im Nutzungs- und 
Baulinienplan eingetragen. 
(Höhenfixpunkt Nr. 201: 346,23 m ü.M.). 

4. ERSCHLIESSUNG UND VERSORGUNG 

4.1 DIE OEFFENTLICHEN STRASSEN, FUSSWEGE UND PLAETZE sind im 
Teilplan 2 generell festgelegt. Sie sind inkl. Beleuchtung, 
Entwässerung und Werkleitungen nach den Richtlinien der Ge-
meinde durch die Grundeigentümer zu erstellen und entschädi-
gungslos an die Gemeinde abzutreten. 

Die Strassen linien werden rechtskräftig festgelegt mit der 
Genehmigung des definitiven Ausführungsprojektes durch den 
Gemeinderat. Die Pläne sind gemäss Baugesetz § 5 Absatz 1 
während 30 Tagen öffentlich aufzulegen. 
Bewilligungspflichtige Bauten dürfen im ganzen Quartierplan-
areal erst nach Genehmigung der Strassenlinien erstellt wer-
den. 

Die Abtretungen umfassen: 

I 
II 
III 
IV 
V 

Fahrstrasse Bereich 
Fussweg Bereich B 
Fussweg Bereich A 
Fahrstrasse Bereich 
do. 

C vom Finkeierweg her ca. 635 m2 
ca. 316 m2 
ca. 226 m2 

A westlicher Teil ca. 927 m2 
östlicher Teil ca. 213 m2 

ca.2'317 m2 

Die Etappen der Erstellung und Abtretung von Strassen, Wegen 
und Plätzen richten sich nach dem von den Landeigentümern 
angestrebten Zeitpunkt der Bebauung. 

Privatwege mit Zubringerfunktion (Kehricht-, Möbel-, Kranken-
transporte, Feuerwehr usw.) sind mindestens 3,0 m breit und 
mit entsprechendem Unterbau zu erstellen. 
Die Baukosten der östlichen Fortsetzung des Zinnhagweges (Ab-
tretung V) gehen zu Lasten der Gemeinde Ariesheim. 
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4.2 Die ENTSORGUNGSANLAGEN sind nach den Reglementen der Ge-
meinde und nach Weisung des Gemeinderates zu erstellen. 

4.3 Für den Anschluss an eine öffentliche GEMEINSCHAFTSANTEN-
NENANLAGE gelten die Bestimmungen des Antennen-Reglementes 
der Gemeinde Ariesheim. 

4.4 Der Anschluss an Heizzentralen ist für die Bereiche A und' 
empfohlen. Für den Bereich B ist nur eine umweltfreundliche 
Heizzentrale zulässig. 
Die Höhen der Kaminmündungen tür Heizzentralen werden im . 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens der einzelnen Bauher- .... , 
ren durch die Baubewilligungsbehörde festgesetzt. Freistehen-
de Hochkamine sind nicht zulässig. 

4.5 Die bestehende private Wasserversorgung inkl. Quelle geht 
entschädigungslos in das Eigentum der (des) je\>leiligen Ei-
gentümer (s) des Bereichs B über. 

5. PARKIERUNGS- UND ZIVILSCHUTZANLAGEN 

5.1 Innerhalb des Perimeters ist in den Bereichen A und C die 
PARKIERUNG beim einzelnen Gebäude vorgesehen. Zusammenge-
fasste oberirdische Garagenbauten und Abstellplätze sind 
zulässig. 
Zusammengefasste unterirdische Parkierungsanlagen werden 
empfohlen. 
Die Anzahl der zu erstellenden Abstellplätze oder Garagen 
wird durch die Richtlinien zur Bestimmung des Parkplatzbe-
darfs der Baudirektion des Kantons Basel-Landschaft ｢ ･ ｳ ｴ ｩ ｭ ｭ ｾ ~

Für den Bereich B ist für die Einwohnerparkplätze eine unter-
irdische Einstellhalle zu erstellen. Die Besucherparkplätze 
können oberirdisch angeordnet werden. 

5.2 Für die ZIVILSCHUTZ-ANLAGEN gelten die technischen Weisun-
gen des Bundesamtes für Zivilschutz für den privaten Schutz-
raumbau. 
Die Gemeinde Ariesheim hat das Recht,im Zusammenhang mit der 
Realisierung der MFH-Bebauung im Bereich B den Ausbau der 
Tiefgarage zu einem öffentlichen Schutz raum mit Nebenräumen 
zu verlangen (ca. 400 Schutzplätze). 
Der Ausbau obliegt der privaten Bauherrschaft. Die Mehrkosten 
gegenüber der biossen Erstellung von Einstellplätzen gehen 
zu Lasten der Gemeinde. 

6. 
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Die private Bauherrschaft hat die Bauabsicht rechtzeitig 
der Gemeinde mitzuteilen. Die Gemeinde hat innerhalb von 
9 Monaten ab dem Zeitpunkt der formellen Mitteilung den 
entsprechenden Baukredit zu bewilligen. Andernfalls ist 
die private Bauherrschaft von der Verpflichtung zum Bau 
öffentlicher Schutzräume befreit. 

Bau und funktionsgemässe Benützung der Zivilschutzanlage 
sind der Gemeinde in geeigneter Weise rechtlich zu sichern. 

GESTALTUNG DER BAUTEN 

6.1 Für die GESTALTUNG DER BAUTEN gelten Festlegungen und Richt-
linien zu folgenden Aspekten: 

- Dächer 

- Material und Farbe der Fassaden 

- Sockelgeschosse 

Zur bessern Interpretation der baulichen Gestaltung ist das 
Modell 1:500 beizuziehen. 
Die Gestaltungsvorschriften gelten auch für spätere Umbauten 
und Renovationen. 

6.2 DAECHER 

Alle Bauten sind mit Satteldächern oder Walmdächern zu ver-
sehen. Als Dachneigung sind zugelassen: 

- Bereich A und C 28 - 42 0 AT 

- Bereich B 32 - 38 0 AT 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind im ersten Dachgeschoss 
gestattet. Die Front der Dachaufbauten darf in der Fassaden-
flucht hochgezogen werden, wobei die Dachhaut unter dem Auf-
bau nicht durchgeführt werden muss. Ein einzelner Fassaden-
rücksprung, bei dem die zulässige Fassadenhöhe überschritten 
wird, Dachaufbau oder Dacheinschnitt darf nicht breiter sein 
als 3,0 m (Aussenmass). Die Summe der zurückversetzten Fassa-
denpartien (bei denen die zulässige Fassadenhöhe überschrit-
ten wird), Dachaufbauten und Dacheinschnitte darf nicht grös-
ser sein als 3/5 der zugehörigen Gebäudelänge. 

Dachflächenfenster werden nur im Rahmen der Mindestanforde-
rungen an Fensterflächen gemäss § 18 BpV gestattet. 

Sonnenkollektoren sind zulässig, sofern sie in Form und Farbe 
harmonisch in die Dachfläche integriert werden. 

Die Dachflächen von oberirdischen Garagen, überdeckten Auto-
abstellplätzen und Kleinbauten sind in Form und Farbe analog 
den Wohnhäusern zu gestalten. 
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1. Ausgangslage 

1.1 Auftrag 

Die Familie Sarasin hat ein Planungs konzept in 
Auftrag gegeben, durch welches die kUnftige bau-
liche Nutzung ihrer Parzellen unter BerUcksichti-
gung der besonderen Gegebenheiten des "BromhUbeis" 
geregelt werden soll. 

1.2 Areal/Topographie 

Der Planungsperimeterumfasst mit Einschluss der 
Parzelle 1231 (Gemeinde Arlesheiml ca. 32'000 m2 
Land auf dem BromhUbei, ungefähr in der Mitte zwi-
schen Goetheanum und Dom und Dorfkern Ariesheim. 
Von der HUgelkuppe (354 m U.M.I fällt das Gelände 
in Richtung SW mit ca. 17 %, in Richtung NO mit 
ca. 7 %. Der HUgel ist ein markanter Punkt fUr das 
Dorfbild von Arlesheim wie auch fUr das Landschafts-
bild im grösseren Zusammenhang. 

1.3 Bestehende Bauten 

Auf dem Areal stehen die Villa "Zum weissen Segel", 
ein Gärtnerhaus am Finkeierweg sowie einige kleinere 
Nebengebäude. 
Die Villa, im Jahre 1909 in einer eigenartigen Mischung 
von Baustilen als Sommerhaus erbaut, widerspiegelt die 
Wohnverhältnisse ihrer Entstehungszeit, entspricht 
aber in Grösse, Disposition und Ausbaustandard nicht 
mehr den inzwischen veränderten Masstäben. 

1.4 Baumbestand 

Rund um die Villa erstreckt sich ein Park mit prächti-
gem Baumbestand, welcher auch fUr das Fernbild von 
Bedeutung ist. Eine Prüfung durch den Förster hat er-
geben, dass nahezu alle Nadelbäume krank sind. 

1.5 Aussichtsschutzzone 

Das Areal wird von der Aussichtsschutzzone B gemäss 
Zonenplan 1980 berührt, in welcher der Blick von der 
Strasse "Auf der Höhe" auf den Dom freizuhalten ist. 
Die Aussichtsschutzzone ist im Zonenplan durch seit-
liche Begrenzungen fixiert, die Höhenbegrenzung muss 
noch festgelegt werden. 

5. 
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Oeffentliches Interesse 

Der Quartierplan ist das Resultat intensiver 
Auseinandersetzung mit den Gegebenheiten des 
Areals. Im Verlauf der Zusammenarbeit von Land-
eigentUmern, Planern und Behörden wurden zahl-
reiche Varianten unter Abwägung öffentlicher und 
privater Interessen geprUft. Durch den Quartier-
plan erhält die private Bauherrschaft die Möglich-
keit, die Nutzung auf der HUgelkuppe zu konzentrie-
ren. GegenUber einer zonenkonformen Ueberbauung 
wird in diesem Bereich 

- die AusnUtzungsziffer erhöht, 
- die zulässige Fassaden-und Gebäudehöhe ver-

grössert, 
- eine grössere Anzahl von Wohnungen pro Gebäude 

zulässig. 

DafUr erhält die Oeffentlichkeit folgende Vorteile: 

- Verkehrsfreie HUgelkuppe dank unterirdischer 
Parkierung, 
Baumschutz, damit Schutz des Landschaftsbildes, 
grossräumige, dem Parkcharakter angemessene 
Bebauung, 
öffentlicher Fussgängerweg Uber die HUgelkuppe, 
Regelung und Mitspracherecht bei der Gestaltung, 
Senkung der Gesamtnutzung um ca. 5 %. 

20. Januar 1985 
V + W + P 
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3.7 Bestehende Bauten 

4. 

Von den Altbauten soll nur das zum Strassenbild des 
Finkeierweges gehörende Gärtnerhaus erhalten werden. 
Eine Erhaltung der Villa "Zum weissen Segel" wäre nur 
in Verbindung mit ca. 5'000 m2 Umschwung sinn-
voll. Da sie Uberdies in der Mitte und auf einem 
exponierten Punkt des Areals steht, hat sie einen 
entscheidenden Einfluss auf die gesamte Bebauung. 
Trotz jahrelangen BemUhungen und vielfältigen Umbau-
plänen ist jedoch fUr die Villa kein Interesse und 
keine Verwendungsmöglichkeit nachzuweisen. Ein 
Stehenlassen "auf Zusehen hin" wUrde im wichtigsten 
Teil des Areals eine Ungewissheit schaffen und eine 
klare Situationslösung beeinträchtigen. 
An der Stelle der Villa ist eine Bebauung vorgesehen, 
welche an der Südwestfront in Länge und Höhe an die 
Dimensionen der Villa anknUpft. 

Realisierung 

4.1 Das Bebauungskonzept soll mit dem Quartierplan reali-
siert werden. 
Die annähernd zonengemässen Bebauungen A und emUssen 
für sich genommen, nicht mit einem Quartierplan ge-
regelt werden, wohl aber die Bebauung als Ganzes, 
namentlich wegen der vorgenommenen Nutzungsverlagerung 
zwischen den Bereichen. Da die Planung nur den Rahmen 
fUr eine Bebauung festlegen soll und noch kein Bau-
projekt beinhaltet, müssen zwar aussagekräftige, aber 
nicht einengende Spielregeln gefunden werden, wie sie 
im kant. BG § 29 vorgesehen sind. 

4.2 Es ist vorgesehen, dass die Bebauung nicht von einem 
Bauträger gesamthaft, sondern von verschiedenen Bau-
herren und Architekten realisiert werden kann. Der Be-
reich B muss jedoch in einem Zug erstellt werden. 

4.3 Der zeitliche Ablauf der Bebauung ist im Quartierplan 
nicht festgelegt. Es ist denkbar, dass Erschliessung 
und Bebauung etappenweise erfolgen und einzelne Be-
reiche längere Zeit unUberbaut bleiben. 

e • e 
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1.6 Bauverbotsgebiet 

Der sUdwestliche HUgelabhang ist teilweise mit 
einem privatrechtlichen Bauverbot (ca. 2'700 m21, 
ein weiteres Areal am HUgelfuss mit privatrecht-
lichen Höhenbeschränkungen für Bauten (ca. 3'377 m3) 
belegt. 

1.7 Bauzonen 

Gemäss Zonenplan 1980 liegt der nordöstliche Teil 
des Areals in Zone W2b, der südwestliche in W2c mit 
einer Nutzungsziffer von 40 % (gernäss kantonalen 
Zonennormalien) . 

1.8 Erschliessung 

FUr eine zonengemässe Bebauung reicht das bestehende 
Fahrsträsschen nicht mehr aUSI es müssen in jedem Fall 
zusätzliche Erschliessungsstrassen erstellt werden. 
Gemäss Entwurf des Strassennetzplans ist die SÜdöstliche 
Weiterführung des Zinnhagweges durch das Areal hindurch 
vorgesehen. 

2. Zielsetzungen 

2.1 Art und Mass der Nutzung 

Es sollen Wohnbauten geplant werden: freistehende EFH, 
Doppel-EFH, Eigentums-und Mietwohnungen. Es ist nicht 
Ziel der Planung, die Gesamtnutzung gegenüber der Zonen-
ordnung zu erhöhen. 

2.2 Ortsbild/Landschaftsbild 

GegenUber einer zonengemässen Streubauweise sollen 
Verbesserungen der "Umweltqualität" erzielt werden: 
Die Baukörper sollen zusammengefasst werden und mit 
den bestehenden Bäumen zusammen Aussenräume bilden. 
Die Bedeutung des BromhUbeis als wichtiger Ort im Be-
reich Dom - Ermitage - Goetheanum soll mit architek-
tonischen Mitteln unterstrichen werden. Der parkar-
tige Charakter des Geländes soll - wenn auch in ver-
änderter Form - erhalten werden. 
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2.3 Baumbestand 

Der vorhandene Baumbestand soll, soweit erhaltens-
wert, geschützt und mit den Neubauten in eine sinn-
volle Beziehung gesetzt werden. 

2.4 Erschliessung 

Es ist eine sparsame Fahr-Erschliessung zu planen, 
so dass kein neuer Durchgangsverkehr entsteht. 
Es sind fahrzeugfreie Fussgängerbereiche vorzu-
sehen. Parkierungsanlagen sind wo möglich zusammen-
zufassen und unterirdisch anzuordnen. 

3. Konzept 

3.1 Disposition/Bereichseinteilung 

Auf der HUgelkuppe wird eine konzentrierte Bebauung 
mit Mehrfamilienhäusern angeordent (Bereich B). 
Dem Bereich B werden im Südwesten der Bereich A mit 
grösseren und im Nordosten der Bereich C mit kleiner-
en Einfamilien- und Doppeleinfamilienhäusern zuge-
ordnet. 
Das privatrechtliehe Bauverbot (Bereich D) wird 
öffentlichrechtlich fixiert. Eine Restfläche (Be-
reich E) wird der Nachbarparzelle (ausserhalb QP-Areal) 
zugeteilt. 
Der Bereich F wird im Abtausch gegen Parzelle 1231 der 
Einwohnergemeinde zugeteilt, mit der Altersheim-Par-
zelle zusammengelegt und gemäss Zone öW genutzt. 

Die Ausnützungsziffern gemäss ORL-Richtlinien betragen: 

Im Bereich A ca. 11 • 400 m2 r.andfläche 35 % 
B 8'250 m2 71 % 
C 7'750 m2 40 % 
D 1'300 m2 

Gesamthaft resultiert im Nutzungsmass gegenüber der 
zonenmässig möglichen Nutzung eine Reduktion um 5 % 
(soweit direkt vergleichbar) . 
Die Gebäude haben alle max. 2 Vollgeschosse, die Dach-
geschosse im Bereich B sollen mehr Ausbaumöglichkeiten 
bieten, als nach den kantonalen Zonenreglementsnormalien. 

e ,- e 
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3.2 Lage der Bauten 

Die Bauten werden durch Baulinien (längs Strassen 
und Wegen) und Baubegrenzungslinien festgelegt, 
wobei diese in den Bereichen A und C mehr Spielraum 
offen lassen als im Bereich B, jedoch trotzdem die 
individuellen Bauten zu grösseren "Figuren" zusammen-
fassen. 

3.3 Erschliessung 

Das Areal wird durch 2 Stichstrassen erschlossen, 
nämlich im SW durch den verlängerten Zinnhagweg 
(wobei sich die Gemeinde die südöstliche Weiter-
führung durch Baulinien sichern will), im NO vom 
Finkeierweg her. Die PW-Parkplätze sind im Be-
reich B in einer unterirdischen Sammelgarage, in 
den Bereichen A und C ober- oder unterirdisch beim 
einzelnen Gebäude angeordnet. 
Vom Finkelerweg bis zur Parzelle beim Altersheim 
"Obesunne" führt ein öffentlicher Fussweg. 

3.4 Gestaltung 

Das Quartierplanreglement enthält GestalEungsrichtlinien. 
Sie sind für den Bereich B enger gefasst als für die 
Ubrigen Bereiche. Damit sollen bei der Gestaltung An-
klänge an die umliegende Villen- und Dorfkernbebauung 
erzielt werden. 
Die Mehrfamilienhäuser werden trotz grösserer Aus-
nützungsziffer nicht höher als die Villa "Zum weissen 
Segel". 

3.5 Baumbestand 

Die schützenswerten Bäume sind in einem Baumschutzplan 
eingetragen. Sie dürfen nur gefällt werden, wenn ihr Ge-
sundheitszustand dies erfordert. Der Gemeinderat kann 
Ersatzpflanzungen für gefällte Bäume verlangen. 

3.6 Aussichtsschutzzone 

In der Aussichtsschutzzone dürfen Gebäude die Höhe von 
355,60 m ü.M. nicht überragen, welche ca. 1 m unter der 
Traufe des Hauptschiff-Daches des Doms liegt. 



Kanton Baselland 

Quartierplanreglement 

"zum weissen Segel" 

Gemeinde Ariesheim 

Änderung und Ergänzung von Ziffer 6.2 der QuartierpIanvor-
schriften 
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Inventar-Nr. : 

e den nachfolgenden BeschlOssen und Genehmigungen sind einbezogen die zugehörigen und mit der Inventarnummer die-
ses SItuationsplanes versehenen _____ . _____ ... _________________ . ___ .. __ _ ._---------------_ ... ｟ Ｍ Ｍ ｾ Ｍ Ｍ Ｍ ｟ Ｎ .

Beschluss des Gemeinderates: _ 9;...(lL .. 1996. __ . __ .. _. ____ _ 

Beschl. der Gde.-Kommlssion: __ L5....0..L19_9.6 _______ _ 
Beschl. der Gde.-Versammlung: --21._OJ.J . .9.96... __ . __ .. ___ _ 
Beschl. des EInwohnerrates: ______ . ____ ... _. __ .. _____ ._ 

Referendumsfrist : _______ . ____ . __ 28 .... ｟ Ｐ Ｓ ｾ ~ .. "::_. Ｒ Ｎ Ｖ Ｎ Ｎ ｾ Ｇ ｏ Ｂ Ｔ Ｎ ｾ Ｑ Ｙ Ｎ Ｙ Ｎ Ｖ ｟ _
Urnenabstimmung: ___ . _____ . _____ ... _________ . ____ .. __ 

Publik. d. Planaufl. Im Amtsblatt Nr. n vom _ .. _23 Ｎ ｑ ｾ ｾ ｊ Ｙ Ｙ Ｖ 6
Planauflage: .-.2..4 ... _05. - 26.06.l.996. 

Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft genehmigt 
3 0 j-; I! 1)"::: 

mit Beschluss Nr. __ .J...O Ｂ Ｌ ｾ ~ vom __ . .' u., Ｂ Ｍ Ｂ Ｚ Ｂ Ｇ ｾ ~_.- -- -_._.- -_ ... _--- ｾ Ｍ Ｍ ｟ _ .. ｟ Ｎ ｾ ｟ Ｎ .

elikatlon des Regierungsratsbeschlusses 

im Amtsblatt Nr. _3_1_____ vom ______._ ". AYG •. 1996. .. _. ___ _ 

Namens des ｇ ･ ｭ ｾ ｮ ､ ･ ｲ ｡ ｴ ･ ｳ s

Der ｲ ｾ ｭ ･ ｬ ｮ ､ ･ ｳ ｣ ｨ ｲ ･ ｬ ｢ ･ ｲ Ｚ :ｾ ｲ r Präsident: 

IJCU-eij,A'f"!s, I 

/ 

r Landsch7r: 

'(C(' 
v 

Änderung und Ergänzung von Ziffer 6.2 der Quartierplanvorschriften 

Absatz 1: 
Alle Bauten sind mit Satteldächern oder Walmdächern zu versehen. Als Dachneigung sind 
zugelassen: 
- Bereich A und C: 
- Bereich B: 
- Bereich C, Parzellen 3475 und 3479: 

Absätze 2 - 6: 
Unverändert 

28 - 42° AT 
32 - 38° AT 
0- 8° AT 

Absatz 7: 
Für die Dachhaut sind in den Bereichen Bund C nur Ziegel, im Bereich A auch andere, dunkle 
Materialien gestattet. Im Bereich C, Parzellen 3475 und 3479 sind auch andere Materialien 
gestattet, über die Materialwahl entscheidet der Gemeinderat abschliessend. 




